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Erwägungen

E. 1
Das Bundesverwaltungsgericht trat auf eine Beschwerde von A.________ gegen eine
Verfügung der Stiftung Auffangeinrichtung BVG vom 10. Februar 2023 betreffend
Beiträge und Aufhebung des Rechtsvorschlags in Sachen A.________ nicht ein. Nachdem
es dem Beschwerdeführer Gelegenheit gegeben hatte, sich zur Rechtzeitigkeit der
Beschwerde zu äussern und allfällige Belege einzureichen - der Beschwerdeführer sich aber
nicht vernehmen liess -, erkannte das Bundesverwaltungsgericht, die Beschwerde sei nach
Lage der Akten verspätet eingereicht worden (Urteil vom 8. Juni 2023).

A.________ führt gegen dieses Urteil Beschwerde in öffentlich-rechtlichen
Angelegenheiten.

E. 2.1
Zu den Gültigkeitserfordernissen einer Beschwerdeschrift gehört, dass in gedrängter Form
begründet wird, inwiefern der angefochtene Akt Recht verletzt ( Art. 42 Abs. 1 und 2 BGG
). Dabei ist gezielt und sachbezogen auf die vorinstanzlichen Erwägungen, die für das
Ergebnis des angefochtenen Entscheides massgeblich sind, einzugehen und aufzuzeigen,
aus welchem Grund die Vorinstanz im Einzelnen Bundesrecht verletzt haben soll ( BGE
142 III 364 E. 2.4; 134 V 53 E. 3.3; 133 IV 286 E. 1.4).

Tritt die Vorinstanz auf eine Beschwerde nicht ein, so befasst sie sich nicht mit der Sache
selbst. Gegenstand der Anfechtung eines solchen Entscheids können nur die
Eintretensvoraussetzungen des vorinstanzlichen Verfahrens sein. Eine Beschwerde an das
Bundesgericht muss sich daher mit den Gründen für das Nichteintreten auseinandersetzen.
Ansonsten ist keine sachbezogene Begründung gegeben ( BGE 123 V 335 ; Urteil
9C_230/2023 vom 3. April 2023).

E. 2.2
Der Beschwerdeführer bezieht sich in seiner Eingabe dem Anschein nach einzig auf das
Verfahren bei der Beschwerdegegnerin, indem er u.a. geltend macht, diese sei nicht auf
seine telefonischen und schriftlichen Eingaben eingegangen und es habe nie eine
verständliche Abrechnung gegeben. Er argumentiert also nur in der Sache und äussert sich
nicht zum - hier ausschliesslich massgebenden - prozessualen Thema der Fristwahrung.

E. 3
Die Beschwerde genügt somit den gesetzlichen Anforderungen offensichtlich nicht (vgl.
oben E. 2.1 zweiter Abs.). Auf das Rechtsmittel ist im vereinfachten Verfahren nach Art.
108 Abs. 1 lit. b BGG nicht einzutreten. Auf die Erhebung von Gerichtskosten wird
verzichtet (Art. 66 Abs. 1 zweiter Satz BGG).
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